
Das Bezirksgericht Erfurt lehnte die Eröffnung des 
Hauptverfahrens ab.

DOKUMENT 105
II Ks 19/53

B e s c h l u ß
in der Strafsache

gegen
1. den Betriebsleiter Dr. Emil G e i g e r ,  geb. am 

23. Januar 1892 in Pirmasens, wohnhaft in Weißen­
fels, Weinbergstr. 8, deutsch, verheiratet, seit 25. Fe­
bruar 1953 in Untersuchungshaft,

2. den Steuerberater Otto B u r g s m ü l l e r ,  geb. am
5. August 1888 in Kottwig, Krs. Essen/Ruhr, wohn­
haft in Arnstadt, Kupferrasen 9, deutsch, verheiratet,

3. den Kaufmann August Friedrich M e r g e 11, geb. 
am 12. April 1923 in Arnstadt/Thür., wohnhaft eben­
da, Goerdelerdamm 1, deutsch, verheiratet, in Unter­
suchungshaft seit dem 23. Februar 1953,

4. den Kaufmann Fritz Wilhelm H ü t t n e r ,  geb. am 
31. Oktober 1890 in Arnstadt, wohnhaft ebenda, 
Goerdelerdamm 1, deutsch, verheiratet, seit dem 
25. Februar 1953 in Untersuchungshaft,

5. den Kaufmann Rudolf Hugo Paul R o s e n b e r g ,  
geb. am 31. Juli 1908 in Arnstadt, wohnhaft ebenda, 
Mozartstr. 9, deutsch, geschieden, seit dem 25. Fe­
bruar 1953 in Untersuchungshaft,

6. den Kaufmann Johann F l ö r c h i n g e r ,  geb. am 
25. Hai 1901 ln Würzburg, wohnhaft in Arnstadt, 
Thomas-Mann-Str. 15, deutsch, verheiratet, seit dem 
25. Februar 1953 in Untersuchungshaft,

wegen Sabotageverbrechens.
Die Eröffnung des Hauptverfahrens vor dem 
2. Strafsenat des Bezirksgerichts in Erfurt gegen 
die Beschuldigten wird abgelehnt.
Die gegen die Beschuldigten am 25. Februar 1953 
erlassenen Haftbefehle der Kreisgerichte Arnstadt 
und Erfurt — Stadtbezirk Mitte — werden auf­
gehoben.

G r ü n d e
Der Generalstaatsanwalt der Deutschen Demokratischen 
Republik hat gegen die Beschuldigten Anklage erhoben 
und ihnen zur Last gelegt, als Vorstands- bzw. Auf­
sichtsratsmitglieder der Mergell A. G. in Arnstadt und 
der Saale-Mälzerei-AG. in Könnern bzw. als Prokuristen 
dieser Unternehmen, die wirtschaftlichen Maßnahmen 
der Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
durchkreuzt und dadurch dem wirtschaftlichen Wieder­
aufbau und damit dem Vermögen des deutschen Volkes 
schweren Schaden zugefügt zu haben.
Verbrechen nach Befehl Nr. 160 der SMAD vom 3. De­
zember 1945.
Diese Anklage ist im einzelnen gestützt auf den gegen 
die Beschuldigten erhobenen Vorwurf
a) der Erschleichung von Krediten zur Finanzierung 

der Mergell-AG. und der Saale-Mälzerei-AG., durch 
bewußte Vorspiegelung der für die Kreditgewährung 
vorausgesetzten Liquidität der beiden Unternehmen 
gegenüber den Organen der beanspruchten Kredit­
institute,

b) der Durchführung eines Aufgebotsverfahrens be­
züglich der seit 1945 blockierten Aktien der Mergell- 
AG. in Westdeutschland und des Handels mit 
blockierten Aktien,

c) der unzulässigen Ausschüttung von Dividenden und 
zum Teil erfolgten Auszahlung von Dividenden und 
Darlehn an die in Westdeutschland wohnhafte 
Aktionärin Annelore Rohn.

Nach Überprüfung des nach den Akten feststehenden 
und im Rahmen der Anklageerhebung in Betracht 
kommenden Ergebnisses der Ermittlungen, war die Er­
öffnung des Hauptverfahrens gemäß § 172 StPO abzu­
lehnen. Der nach § 176 StPO für die Eröffnung des 
Hauptverfahrens gesetzlich vorausgesetzte hinreichende 
Tatverdacht eines Sabotageverbrechens läßt sich auch 
hinsichtlich einzelner Beschuldigter und einzelner An­
klagepunkte dem Ermittlungsergebnis nicht entnehmen.

I. Krediterschleichung
Ganz abgesehen davon, daß ein evtl. Vorwurf der 
Krediterschleichung nicht, wie von der Anklage an­
genommen, alle Beschuldigten treffen kann, ergibt 
sich hinsichtlich der Saale-Mälzerei-AG. in Könnern 
aus Akten und Beiakten allenfalls die Tatsache wieder­
holter Kreditgewährung. Dafür, daß und in welcher 
Weise diese Kredite erschlichen worden sind, fehlt jeder 
tatsächliche Anhaltspunkt.
Aber auch hinsichtlich des von der Mergell-AG. bei der 
Kreissparkasse in Arnstadt beantragten und vom
21. September 1950 bis 20. August 1951 gewährten 
Kontokorrentkredites von 50 000,— DM ergeben sich 
nicht genügend Anhaltspunkte zur Annahme hin­
reichenden Tatverdachts der Erschleichung.
Die Anklage, welche von der Jahresbilanz der AG. 1950 
ausgeht, daraus deren Illiquidität herleitet und aus 
der Tatsache, daß zur Erlangung des Kredits durch 
die Beschuldigten Hüttner und Rosenberg mit Status 
vom 31. Dezember 1950 gegenüber der Kreissparkasse 
Arnstadt eine Plusliquidität von 74 000,— DM aus­
gewiesen wurde, auf betrügerische Manipulationen der 
Beschuldigten schließt, übersieht zunächst, daß zur 
E r l a n g u n g  des bereits am 21. September 1950 ge­
währten Kredites der Status vom 31. Dezember 1950 
nicht überreicht worden sein kann. Auch soweit die 
Anklage den Status vom 31. Dezember 1950 als Grund­
lage für die jeweils beantragte Verlängerung des 
Kredits ansieht und ansehen kann, läßt sich aus diesem 
Status eine bewußte Täuschungsabsicht der Beschuldig­
ten nicht mit hinreichender Wahrscheinlichkeit her­
leiten.
Die Im Status vom 31. Dezember 1950 enthaltenen An­
gaben auch hinsichtlich der „sonstigen Forderungen“ 
entsprechen den Vorschriften des Aktiengesetzes über 
die Gliederung der Jahresbilanz (§ 131 Akt.-Ges.). Selbst 
wenn hinsichtlich des Status eine abweichende Hand­
habung richtig und erforderlich gewesen wäre, kann 
aus der Tatsache, daß dies nicht geschehen, sondern 
den Vorschriften des Aktiengesetzes entsprechend ver­
fahren worden ist, nicht ohne weiteres auf das Vor­
liegen betrügerischer Absichten geschlossen werden. 
Dies insbesondere deshalb nicht, weil nach der gut­
achtlichen Stellungnahme der Kreissparkasse Arnstadt 
(Beiakten Anlage 8 ) die Mergell-AG. gerade am 31. De­
zember 1950 tatsächlich liquide war.

H. Aufgebot der Aktien der Mergell-AG. in West­
deutschland und Aktienhandel.

Nach dem Ermittlungsergebnis sind die Aktien der 
Mergell-AG. für die Aktionäre — den Beschuldigten 
August Mergell und dessen Schwester Annelore Rohn — 
nicht mehr greifbar. Daß sie in Westdeutschland auf- 
geboten worden sind, läßt sich aus den beiläufigen 
Erwähnungen des Beschuldigten Burgsmüller während 
seiner Vernehmungen und der Mitteilung, daß eine 
Depotbescheinigung nach Westdeutschland geschickt 
wurde, nicht ausreichend schließen. Noch weniger ist 
aber der Schluß gerechtfertigt, daß neue Aktien in 
Westdeutschland erteilt wurden. Im Gegensatz zur An­
nahme der Anklage wären durch ein Aufgebotsverfahren 
die Aktien nicht a u f g e l e b t ,  sondern im Gegenteil 
kraftlos geworden. Erst mit der gemäß § 66 Akt.-Ges. 
in Verbindung mit § 800 BGB erfolgten Neuerteilung
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